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sie endlich ins Leben tretten lassen und es lässt sich nicht in Abrede stellen, dass 
sich die Colonisationsverhältnisse von Jahr zu Jahr günstiger für die Einwanderer 
gestalten. Es bildete sich im Jahre 1866 zu Rio de Janeiro eine internationale Ein­
wanderungsgesellschaft, an deren Spitze aufgeklärte und tüchtige Männer stehen 
und die den Hauptzwek hat, die Einwanderung durch moralische u. pecuniäre 
Mittel zu unterstützen. Der erste Rechenschaftsbericht dieser Gesellschaft, den 
ich vor Kurzem erhalten habe, weist auch in der That sehr erfreuliche Resultate 
ihrer Wirksamkeit nach.

Die Regierung hat, wie ich vernehme, den Dr. Hermann Blumenau zu ihrem 
Generalagenten für Emigration in Europa ernannt. Ich kenne Dr. Blumenau per­
sönlich und kann die ernste Versicherung geben, dass er ein in jeder Beziehung 
durch u. durch ehrenhafter und achtungsvoller Character ist. Über seine Wirk­
samkeit als Begründer und Director der gleichnamigen deutschen Colonie in der 
Provinz Santa Catharina habe ich im dritten Bande meiner Reisen durch Südame­
rika p. 380 u. ff. ausführlich gesprochen.

Da die südlichen Provinzen Brasiliens durch ihr gesundes subtropisches Clima, 
ihren meistentheils vortrefflichen Boden, durch zahlreiche, zum Theil sehr pro- 
sperirende deutsche Colonien sich ganz vorzüglich für die deutsche Einwande­
rung eignen, da ferner die kais. brasilianische Regierung sich fortwährend 
bemüht, durch zwekmässige Gesetze und Verordnungen alle jene Übelstände zu 
beseitigen, die früher so vielfach Gegenstand für gerechtfertigte Reclamationen 
europäischer Regierungen waren, da die brasil. Regierung den Inmigranten selbst 
einige wichtige materielle Vortheile gewährt, da endlich die Einwanderer, wenn 
sie nach Brasilien kommen, nicht verlassen und auf sich selbst angewiesen oft dem 
grässlichsten Elende verfallen, wie diess nur zu oft in den Vereinsstaaten vor­
kommt, sondern bei Fleiss und Nüchternheit in verhältnissmässig kurzer Zeit sich 
eine befriedigende Existenz schaffen können, so finde ich unter den gegenwärti­
gen Verhältnissen durchaus keine hinlänglichen Gründe, die irgend eine deut­
sche Regierung noch veranlassen könnten, die früher allerdings m otivirten\er- 
fügungen gegen die Auswanderung nach Brasilien auf noch fernerhin aufrecht zu 
erhalten.

Ich gebe dieses Urtheil nur nach genauer Kenntniss und reiflichster Überlegung 
der bezüglichen Verhältnisse ab.

125
E 2300 Vienne 18

Le Chargé d ’Affair es de Suisse à Vienne, J.J. von Tschudi, au Président de la
Confédération, J. Dubs

Vertraulich Wien, 10. März 1868

Ich war heute auf dem Ministerium des Äusseren bei Baron Gagern, um mich 
nach dem Stand der Rheincorrection zu erkundigen. Hr. v. Gagern sagte mir, dass 
vor drei Tagen ein Beamter des Ministeriums des Äusseren zu Ministerialrath
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Passetti geschikt wurde, um sich zu erkundigen, wann er seine Arbeiten wieder 
aufnehmen könne. Der betreffende Beamte habe Hr. v. Passetti zwar noch lei­
dend gefunden, aber doch voll Hoffnung, bald wieder arbeitsfähig zu sein. Pas­
setti, fügte er bei, sei sehr unglücklich darüber, dass er für jezt an der Vollendung 
einer Arbeit, die er mit sehr grosser Vorliebe ausführe und von deren hoher Wich­
tigkeit er durchdrungen sei, gehindert sei. Baron Gagera fügte bei, dass er es für 
eine grosse Calamitaet halten würde, wenn man genöthigt wäre, einem andren 
Referenten die Arbeit zu übertragen, denn Passetti, da er jezt in Pension sei, habe 
nach keiner Seite hin mehr eine Rücksicht zu beobachten und könne daher sein 
Gutachten auf die unabhängigste Weise abgeben. Minister Giskra habe sich auf 
den vollkommen richtigen Standpunkt gestellt, sich bei seinem Entscheid nur von 
dem technischen Gutachten leiten zu lassen und da nun von diesem Gutachten 
alles abhänge, so sei es eben von der grössten Wichtigkeit, dasselbe von einem so 
entschiedenen Anhänger des Fussacher Durchstiches, wie es Passetti sei, abgeben 
zu lassen. Ich bin überzeugt, Sie werden dieses Verhältniss vollkommen würdigen 
und mit mir die Ansicht theilen, dass wir bei dieser Sachlage durch Zuwarten von 
ein Paar Wochen gewiss weit eher gewinnen als verlieren. Nachdem sich die Frage 
nun schon durch so viele Decenien hinausgeschleppt hat, und endlich dem Ent­
scheid nahe steht, so wäre es nicht wohl gerechtfertigt, wenn ich durch das Drän­
gen nach einem andren Referenten den jezigen günstigen Stand der Angelegen­
heit wieder vollkommen in Frage stellen würde.

Der Handelsvertrag zwischen Preussen und Österreich soll gestern abgeschlos­
sen worden sein. Details fehlen noch. Ich hoffe künftige Woche ebenfalls die 
Schlussconferenz abhalten zu können.

Baron Gagera sagte mir, dass ihm Hr. v. Zulauf vor kurzem geschrieben und 
weitläufige Explicationen bezüglich der gemeinsamen Behandlung der schwe­
benden Frage gemacht habe und zwar auf eine Weise, dass er (Baron Gagera) sich 
veranlasst gesehen habe, Hr. v. Z. zu versicheren, dass er von mir nicht verklagt 
worden sei! Hr. v. G. fügte bei, «Hr. v. Z. sei auf dem Ministerium des Äusseren 
als ein Faccendone bekannt.» Ich glaube, diese sehr vertrauliche Bemerkung ist 
wohl geeignet, zu einigen Reserven Hr. v. Z. gegenüber zu veranlassen; mir 
scheint, dass Hr. v. Z. etwas geneigt zu Klatschereien ist und ich erlaube mir daher 
die Bitte an Sie, hochgeehrter Herr, ihm gegenüber nur mit grosser Vorsicht 
Gebrauch von meinen Mittheilungen zu machen.

Die Stelle in der Sonntagspost vom 8. März in einer Correspondenz von Appen­
zell AR, worin es heisst, dass im Canton das Gerücht gehe, Dr. Meier1 sei in Wien 
ermordet worden, hat hier mit Recht die grösste Entrüstung hervorgerufen. Der 
Selbstmord ist so evident, so über alle Zweifel erhaben, dass man eben gar nicht 
begreifen kann, wie der Gedanke einer Ermordung auch nur einen Augenblik 
lang aufkommen konnte. Die Mörder könnten ja nur die besten Freunde Dr. Mei­
ers sein, die ihn in seiner Krankheit mit der grössten Aufopferung gepflegt 
haben!! Dr.Meier erstach sich in der Mittagsstunde in einem unbewachten 
Augenblike und war noch bei voller Besinnung, als einer seiner Freunde zu ihm 
ins Zimmer trat.

1. Johann Ulrich Meyer, Conseiller national d ’Appenzell, qui m it fin  à ses jours le 4 février 1868 à 
Vienne.
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Seit zwei Tagen schwirren sonderbare Gerüchte herum, die von nicht weniger, 
als von einer «Palastrevolution» handeln; man wolle den Kaiser wegen seiner 
freisinnigen Richtung zum Abdiciren bewegen; Erzherzog Albrecht stehe an der 
Spitze der revoltirenden Camarilla etc. Man bringt diese Bemühungen mit dem 
Ehrengesetz in Verbindung, das dieser Tage im Herrenhause zur Verhandlung 
kommen soll, bei welcher Gelegenheit die Erzbischöffe eine grossartige (bis jezt 
noch nicht näher characterisirte) Demonstration zu machen beabsichtigen sollen. 
Diese Gerüchte, die, wie mir versichert wird, jeder thatsächlichen Grundlage ent­
behren (mit Ausnahme jener der erzbischöfflichen Demonstrationen), sind in 
sofern sehr beachtenswerth, als sie beweisen, wie sehr noch die Bevölkerung 
einen unglüklichen Einfluss von Seite der ultramontanen Parthei auf das junge 
Verfassungsleben befürchtet.

126
E 2300 Washington 5

Le Consul général de Suisse à Washington, J. Hitz, au Conseil fédéral 

R Washington, 10. März 1868

Im Laufe der gegenwärtigen Sitzung des Congresses hat Herr Wilson, Senator 
von Massachusetts, den hier mitfolgenden Antrag gestellt. Es geht daraus hervor, 
dass man hier auch anfängt sich umzusehen, wie die Vertretung im Auslande und 
vorzüglich die diplomatische mit geringerm Kostenaufwand bestellt werden 
könne. Der Antrag des Hr. Wilson lautet u.a. dahin, dass für die Schweiz kein 
Ministerresident ernannt werden solle, sondern dass der nach Österreich bevoll­
mächtigte Minister auch für die Schweiz akreditirt werde. Nach Bern käme 
sonach blos ein Legationssekretär desselben mit einem Gehalt von $ 1500 per 
Jahr; derselbe würde hingegen berechtigt sein das Exequatur eines Generalkon­
suls zu beanspruchen, so wie den Titel Chargé d’Affaires zu führen, dürfte jedoch 
nicht direkt mit dem Staatsdepartement correspondiren, sondern nur durch die 
Vermittlung des bevollmächtigten Ministers in Wien. Die Schweiz käme somit in 
die gleiche Catégorie mit Portugal, Griechenland, Dänemark, Niederlande, 
Ecuador & Bolivia zu stehen. Ob nun eine derartige Änderung der Repräsenta­
tion der Vereinigten Staaten bei der Schweiz der leztern ebenso vortheilhaft sein 
wird oder durch die Sympathie, welcher ein amerikanischer Minister für die 
Schweiz haben sollte, bei der österreichischen Regierung dieselbe zum Vortheil 
der Schwesterrepublik merken lassen würde, ist zu erwägen! Die Grundidee des 
Herrn Senator Wilson scheint derjenigen der schweizerischen Räthe gleich zu 
kommen, nämlich eine möglichst billige Landesvertretung zu erzielen, aber zwar 
auf eine Weise, welche derselben alle Vortheile einer Diplomatischen zusichern 
solle. Es ist dieses natürlich nur ein gestellter Antrag, der vorläufig im Comité be­
sprochen und wahrscheinlich erst in der nächsten Sitzung zur Verhandlung reif 
sein wird; und ist anzunehmen, dass während diesem Jahre keine Änderung statt-
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